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12.00 

Abgeordneter Mag. Michael Hammer (ÖVP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau 

Bundesministerin! Geschätzte Damen und Herren! Hohes Haus! Geschätzte Damen 

und Herren von der Opposition, vor allem von der SPÖ, es ist halt schon ein bisschen 

schwierig, wenn man mit Gewalt Oppositionspolitik machen muss und die Fakten ein-

fach bis zur Selbstaufgabe leugnet und vorgefertigte Parolen abliefert, denn was wir 

mit dieser Gesetzesreform machen – und das sollten Sie einfach zur Kenntnis neh-

men –, ist: Wir sichern damit die höchste Sozialhilfezahlung ab, die es weltweit im Be-

reich der Sozialhilfe gibt, und das ist eine ordentliche Sozialpolitik. (Beifall bei ÖVP und 

FPÖ.) 

Herr Kollege Rossmann, das ist eben moderne Sozialpolitik – weil Sie das angespro-

chen haben – und das unterscheidet sich halt fundamental von Ihrer sozialistischen 

Sozialpolitik, die nicht treffsicher ist, die als ungerecht empfunden wird. So war es auch 

im Bereich der Mindestsicherung: Das war ein System, das vom überwiegenden Teil 

der Bevölkerung als hochgradig ungerecht empfunden worden ist, vor allem von der 

arbeitenden Bevölkerung. Genau da setzt unsere Reform an, um wieder mehr Gerech-

tigkeit ins System zu bringen. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Hören Sie einfach damit auf, zu sagen, hier wird bei den Ärmsten der Armen einge-

spart! Es wird überhaupt nichts eingespart, es wird einfach der Fokus wieder mehr auf 

die Gerechtigkeit im System gelegt. Es wurde schon mehrfach gesagt: Gerade für jene, 

bei denen die Armutsgefährdung am höchsten ist, bei Alleinerzieherinnen, bei Men-

schen mit Behinderung, gibt es jetzt auch entsprechende Zuschläge, dort wird es jetzt 

auch entsprechend mehr an Sozialhilfe geben, weil es dort auch notwendig ist. Es wur-

de schon gesagt – und das wissen wir und das werden Sie auch selbst wahrnehmen, 

wenn Sie ein bisschen hellhörig zu den Wählerinnen und Wählern gehen –, dass die 

Maßnahmen, die nun gesetzt werden, vom überwiegenden Teil der Bevölkerung als 

richtig und notwendig erachtet werden. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Es wurde bereits mehrfach gesagt, dass wir nun ein Sozialhilfe-Grundsatzgesetz ma-

chen. Das war schon beim Hearing im Sozialausschuss sehr interessant, denn da ha-

ben Sie sich oft auch widersprochen: Die einen sagen, was wir jetzt machen, ist zu we-

nig zentralistisch, die anderen kritisieren wieder, dass wir es föderal mit Unterschei-

dungen je nach den Gegebenheiten in den Bundesländern machen. Ich glaube, wir ge-

hen mit diesem Grundsatzgesetz den richtigen Weg und bieten dort, wo es regionale 

Unterschiedlichkeiten gibt, nämlich im Bereich der Wohnkosten, die Möglichkeit, dass 

die Bundesländer das anders regeln können. 
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Ich möchte aber zu einem besonderen Schwerpunkt kommen, der uns bei der Reform 

besonders wichtig ist, und das ist die schnelle Wiederintegration in den Arbeitsmarkt, 

die Förderung des Wiedereinstiegs in den Arbeitsmarkt. Ich glaube, da setzen wir den 

richtigen Schritt, denn es geht nicht nur darum, Lohneinkommen zu erwerben, sondern 

Arbeit ist auch Lebenssinn, ist auch Sinnstiftung, und daher ist der möglichst schnelle 

Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt besonders wichtig.  

Da hat sich im Hearing aber auch Folgendes gezeigt – und es ist ja wirklich erschre-

ckend, welches Weltbild manchen innewohnt –: Die Expertin der SPÖ hat allen Ernstes 

gesagt, sie hält das Ziel für falsch, die Menschen möglichst schnell wieder in den Ar-

beitsmarkt zu integrieren. Sie hält es für falsch, man möge die Leute (Ruf bei der SPÖ: 

Das ist eine Lüge!) viel länger in der Abhängigkeit halten. Auf meine Frage hin wurde 

diese Aussage noch einmal bestätigt, sie hat gesagt, die schnelle Arbeitsmarktintegra-

tion ist ein falscher Zugang. Sie meint das sozialistische System Wien, die Menschen 

lange in Abhängigkeit und am Tropf der SPÖ zu halten. Das ist das System Wien mit 

explodierenden Antragszahlen und einer vollkommen fehlgeleiteten Sozialpolitik. (Bei-

fall bei ÖVP und FPÖ.) 

Wir setzen Maßnahmen, damit diese Arbeitsmarktintegration auch schnell funktionie-

ren kann. Da geht es um Anreize. Mit dem Wiedereingliederungsfreibetrag setzen wir 

genau diesen Anreiz (Abg. Plessl: Für 50 plus, welche Anreize haben Sie da?), damit 

es möglich ist, wieder in den Erwerbsprozess einzusteigen – und nicht dass man, wenn 

man eine Beschäftigung annimmt, dann möglicherweise weniger hat, sondern dass 

man die Möglichkeit hat, aufzustocken und damit einen attraktiven Anreiz, sich wieder 

in den Arbeitsprozess einzugliedern. Auch hier setzen wir unseren Grundsatz: Wer ar-

beitet, darf nicht der Dumme sein!, konsequent um.  

Mit unseren Reformen werden wir viel mehr Gerechtigkeit ins System bringen und heu-

te – ich sage es abschließend noch einmal – die höchste Sozialhilfezahlung weltweit si-

cherstellen. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

12.04 

Präsidentin Doris Bures: Als Nächste gelangt Frau Abgeordnete Gabriele Heinisch-

Hosek zu Wort. – Bitte. 

 


